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Es geht ein Gespenst um in Österreich. Das neue Budget, ein Winzer würde es 

als Spätlese bezeichnen, bringt  einige  Steuererhöhungen mit sich. Das Steuern 

besonders bei denen unpopulär sind, die sie zu bezahlen haben, ist eine Binsen-

weisheit. Die Emotionen gehen hoch, wann immer im größeren Stil an Steuern 

gedreht wird. Bei Be- und bei Entlastungen gleichermaßen, denn es dreht sich 

immer um Verteilungsfragen. Doch neben der Verteilung haben Steuern auch 

beträchtliche Lenkungswirkungen, und diesem Aspekt wollten wir uns beson-

ders widmen. Verbote und Gebote sind ein beliebtes ordnungspolitisches Instru-

ment, doch Steuern werden vermehrt stattdessen oder additiv eingesetzt. Man 

kann also „Steuern mit Steuern“.  Wir wollten einen Rahmen abstecken, indem 

wir an Walther Schütz die Frage gestellt haben, wie denn ein solidarisches Steu-

ersystem auszusehen hätte. Er hat unsere Fragestellung — wieder einmal — 

gesprengt und weist darauf hin, dass die Existenz von Steuern eine herrschafts-

förmige Vergesellschaftung voraussetzt und insofern jegliche Solidarität über 

Steuern nur eine nachgeordnete ist und das Fehlen einer Solidarökonomie be-

deutet. Einverstanden! 

Die weiteren Beiträge sind pragmatischer, da sie sich unterschiedlich stark am 

bestehenden System orientieren. Hierbei werden die aktuellen Zustände deut-

lich und machbare Verbesserungsvorschläge für eine gerechtere Verteilung und 

ökologische Wirkung von Steuerkonzepten eingebracht. Dies beinhaltet einen 

umfassenden Alternativvorschlag des derzeit diskutierten Budgetvorschlages von 

Seiten von Attac, eine kleine Replik auf die Entstehungsgeschichte des Emissi-

onshandels im Rahmen des Kyoto-Protokolls, ein orientierender Beitrag zum 

Thema Verkehrssteuern vom VCÖ, den Blick über unsere Grenzen auf deutsche 

und europäische Diskussionen zur Ökosteuer, ein Plädoyer für eine umfassen-

dere Besteuerung des so genannten „ökologischen Rucksackes“ und last but not 

least ein Schlaglicht auf die fiskalisch relevanten Ergebnisse des Zukunftsdialoges 

2035: Sowohl die Finanztransaktionssteuer als auch die ökologische Steuerre-

form fanden bei der ExpertInnenbefragung große Zustimmung, wir können un-

seren PolitikerInnen nur zurufen: Habt mehr Mut! 

Wir danken allen AutorInnen herzlich für ihre tollen Beiträge! 

Simon Büchler, Vera Besse 

Der Verein SOL setzt sich für 

nachhaltigere Lebensstile ein. Er 

gibt viermal jährlich die Zeitschrift 

SOL mit der Beilage „Sustainable 

Austria” heraus. 

Ein Probeheft von SOL schicken 

wir dir gerne zu. 

SOL, Penzinger Str. 18/2, 1140 

Wien, Tel. 01.876 79 24 

sol@nachhaltig.at, 

www.nachhaltig.at 
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Ansätze für ein  

sozialgerechtes Steuersystem 

Krisenbedingt steigende Staatsschulden sowie dringend notwendige Zukunfts-

investitionen in Bildung, Gesundheit, Pflege, öffentlichen Verkehr und nach-

haltige Energieträger erfordern neue Einnahmequellen für das österreichische 

Staatsbudget. Seit dem Sommer wird die Diskussion über mögliche neue Steu-

ern zur Konsolidierung des Budgets intensiver. Allerdings geht es nicht darum, 

einfach neue Einnahmequellen zu erfinden. Vielmehr sollen durch Steuern 

jene Effekte erzielt werden, die eine neuerliche Krise der Finanzmärkte verhin-

dern und für mehr Gerechtigkeit sorgen. 

 

Die zivilgesellschaftliche Allianz – „Wege aus der Krise“ (www.wege-aus-der-

krise.at), der neben Attac auch mehrere Gewerkschaften (Vida, Pro-Ge, GdG), 

Umweltorganisationen (Greenpeace, Global 2000), die katholische Arbeitneh-

merInnenbewegung, die Armutskonferenz, die ÖH und SOS Mitmensch ange-

hören, hat angesichts der erwarteten Sparpakete ein zivilgesellschaftliches 

Budget vorgelegt. Dieses zeigt klar, dass Budgetkonsolidierung und Zukunftsin-

vestionen kein Widerspruch sind. Österreich ist reich, und mit der Einführung 

einiger Steuern, bzw. der Abschaffung von Steuerprivilegien auf Kapital wäre 

es problemlos möglich das Budgetdefizit zu verringern sowie Investitionen in 

Bildung, Pflege, nachhaltige Mobilität oder ökologisch nachhaltige Energiefor-

men zu tätigen.  

Warum braucht es Steuern auf 

Vermögen? 

In Österreich wird der Großteil der Steuer-

einnahmen, mit denen wichtige gesellschaftli-

che Aufgaben und Dienstleistungen – z.B. 

Bildung, Gesundheit oder Pflege – finanziert 

werden, zu zwei Dritteln von den Einnahmen 

aus der Lohn- bzw. Einkommenssteuer und 

der Mehrwertsteuer finanziert. Vermögen  

wird derzeit in Österreich nahezu nicht mehr 

besteuert. In den 90er-Jahren wurde die Ver-

mögenssteuer abgeschafft und vor wenigen 

Jahren wurde die Erbschafts- und Schen-

kungssteuer abgeschafft. Österreich gehört 

damit neben der Tschechischen Republik 

innerhalb der EU zum Schlusslicht der Ver-

mögensbesteuerung. Lediglich 1,4% der  
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Alexandra Strickner 

Attac Österreich 

Zwei Drittel der Steuereinnahmen in Österreich stammen aus der  

Lohn- bzw. Einkommenssteuer und Mehrwertsteuer  

http://www.wege-aus-der-krise.at/
http://www.wege-aus-der-krise.at/
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gesamten Steuereinnahmen kommen derzeit aus vermögensbezogenen Steuern. 

Dabei entwickelt sich in Österreich die Verteilung von Vermögen immer mehr 

in Richtung steigende Ungleichheit. Gegenwärtig besitzen rund 10% der Men-

schen in Österreich ca. 60% des gesamten Vermögens (das sind ca. 700 Mrd. 

Euro). Sie zahlen für dieses Vermögen keine Vermögenssteuern und leisten so-

mit – obwohl sie weitaus mehr besitzen, als für ein gutes Leben notwendig ist 

nur einen geringen Beitrag zur Finanzierung der öffentlichen Ausgaben. Vermö-

genssteuern sind ein wichtiger Schritt zu einer gerechteren Gesellschaft. Sie sind 

eine Maßnahme von vielen und müssen mit anderen politischen Maßnahmen, 

z.B. zur Verringerung von Einkommensungleichheit, kombiniert werden. 

Wie könnte eine Vermögenssteuer  

konkret aussehen? 

Eine Vermögenssteuer, die jene 10 Prozent der Menschen in Österreich trifft, 

die über 60 Prozent des Vermögens besitzen, wäre ein erster Schritt in Rich-

tung mehr Verteilungsgerechtigkeit. Verschiedene Modelle zeigen, dass diese 

durch Freibeträge so gestaltet werden kann, dass genau diese Gruppe von der 

Steuer betroffen ist und in Summe ca. 3,5 Mrd. € an Einnahmen zu erwarten 

sind. Das GPA-Modell z.B. schlägt pro Haushalt einen Freibetrag von 500.000 € 

Nettovermögen (Nettovermögen = vorhandenes Geld- und Immobilienvermö-

gen abzüglich laufender Kredite) und einen progressiven Steuersatz beginnend 

ab 0,45 bis 1,45 % vor. „Hausrat“ - z.B. Schmuckstücke oder Bilder - ist von 

dieser Vermögenssteuer ausgenommen. Vor dem Hintergrund der Konzentrati-

on von Vermögen in den Händen einiger weniger würden mit einer Vermö-

genssteuer wie dieser Vermögende verhältnismäßig kleine Beiträge leisten, die 

jedoch wichtige Zukunftsinvestitionen ermöglichen. Angesichts der großen 

Ungleichheit bei der Vermögensverteilung wäre auch ein höherer Beitrag 

durchaus gerecht und zu diskutieren. Eine so gestaltete Vermögenssteuer wür-

de den „Häuslbauer“ oder die Oma mit dem Sparbuch nicht treffen, da der 

Großteil der Menschen in Österreich kein Nettovermögen von 500.000 Euro 

(das sind nahezu 7 Mio Schilling) besitzt. Gerade jene, die derzeit am lautesten 

gegen die Einführung einer Vermögenssteuer mit dem Hinweis auf die Betrof-

fenheit der Mittelschicht eintreten, vertreten letztlich die Interessen jener 10%, 

die den Großteil des Vermögens besitzt.  

 

Für eine zukunftsfähige Finanzierung des öf-

fentlichen Budgets ist ein höherer Beitrag von 

Steuern auf Vermögen, das sich in den Händen 

einiger weniger Menschen befindet, und auf 

Kapitaleinkommen unverzichtbar. Nur so wird 

es möglich sein, Zukunftsinvestitionen in Bil-

dung, soziale Sicherheit (Pflege, Kinderbetreu-

ung, Gesundheit), nachhaltige Mobilität, quali-

tätsvolle Gemeindedienstleistungen und Klima-

schutzmaßnahmen langfristig sicherzustellen 

und die Steuerlast gerechter zu verteilen. 

 

Mehr Informationen und Details zum zivilge-

sellschaftlichen Budget und zur Vermögens-

steuer auf: www.wege-aus-der-krise.at 

 

 

Eine Vermögenssteuer, die jene 10 Prozent der Menschen in Österreich 

trifft, die über 60 Prozent des Vermögens besitzen 
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Mit Solidarität sollte  

kein Staat zu machen sein 

Überlegungen zu einer sonderbar verqueren Frage 

Da sitze ich nun vor dem Computer und soll nun einen Artikel zu einer Frage 

schreiben, die mir die SOL-Redaktion mit auf den Weg gegeben hat:  

„Haben solidarische Gesellschaften ein anderes Steuersystem als Leistungsge-

sellschaften?“ 

Ich gestehe, ich bin ziemlich ratlos. Warum meine Ratlosigkeit, wo doch die 

Fragestellung so vielen ja sonnenklar erscheinen wird?  

Nun, erstens ist da die Gegenüberstellung von Leistung und Solidarität: Mit der 

oben genannten Fragestellung wird unterstellt, es würden sich diese beiden 

Begriffe ausschließen. Aber das sei mal klar auf den Punkt gebracht: Solidarität 

ist eine zutiefst humane „Leistung“, bereits die Fragestellung in Form einer 

Gegenüberstellung beinhaltet schon etwas Hochideologisches. Und wir wissen 

ja: Wer fragt, führt bzw. verführt! Und einer solchen Führung will ich mich 

verweigern. Das wär’s dann auch schon. Man könnte meinen: Ende des Arti-

kels. 

„Leistung“ in der 

„Leistungsgesellschaft“ 

Doch das alleine ist es nicht, in der Fra-

gestellung steckt noch mehr. Denn diese 

Fragestellungen werden ja gemeinhin 

nicht als reaktionärer Unsinn abgetan, sie 

beherrschen ja die Medien und die Köp-

fe. Da ist etwas vorhanden, was mit der 

real existierenden Begriffsbedeutung von 

„Leistung“ zusammenhängt, einer Be-

griffsbedeutung, die in einem ganz be-

stimmten gesellschaftlichen Zusammen-

hang entstanden ist: In einem entfessel-

ten Kapitalismus, der auf Markt, soge-

nannter aktivierender Sozialpolitik (damit 

ist die Drangsalierung der aus dem Arbeitsmarkt Ausgespuckten gemeint), 

Workfare statt Welfare... beruht,  meint „Leistung“ etwas ganz Spezifisches.  

Wieder zurück zur Ausgangsfrage: Da kommt der Begriff der „Leistung“ in 

Kombination mit „Gesellschaft“ daher: Da geht es um EINE sehr spezifische 

Form von Vergesellschaftung und EINE sehr konkrete Form von sogenannter 

Leistung. Konkret gemeint ist damit eine Unterform des Kapitalismus, wie sie 

sich seit den 80er-Jahren des 20. Jahrhunderts durchgesetzt hat und die mit 

dem Begriff der „Leistungsgesellschaft“ ideologisch verklärt wird. 

Aber schauen wir uns noch einmal die Fragestellung, die uns da (ver-)führt, 

genauer an: Da ist von „Leistungsgesellschaften“ in der Mehrzahl die Rede. 

Indem der Plural  verwendet wird, wird suggeriert, dass eine in einer ganz be-

stimmten gesellschaftlichen Konstellation auftretende Form von Tätigsein als 

Erwerbsarbeit und „Leistung“ einen überhistorischen Charakter habe und da-

mit quasi zum Menschsein gehöre. Das aber ist nichts anderes als Ideologie. 
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Leistung erbringen 

Walther Schütz 

ÖIE – Bündnis für Eine Welt 
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Ein starker Staat, der massenhaft 

Steuern einhebt, macht das Sozial-

system leicht finanzierbar  

Aber auch wenn wir den Begriff „Leistungsgesellschaft“ nur in der Einzahl ver-

wenden, so ist noch immer der Begriff der „Leistung“ massiv zu dekonstruie-

ren: „Leistung“ in der „Leistungsgesellschaft“ heißt, sich in ungefesselter Kon-

kurrenz am Arbeitsmarkt zu verdingen, sich als „Marke Ich“ als der Konkurrenz 

überlegen zu präsentieren, immer neue Bedürfnisse beim kaufkräftigen Gegen-

über herauszukitzeln, tendenziell dem individuellen Verhandlungsgeschick am 

Markt ausgeliefert zu sein, tendenziell ohne Kollektivverträge, tendenziell bei 

„freier“ Vereinbarung der Arbeitszeit. Und „Leistung“ heißt auch, dass diejeni-

gen, die Geldreserven haben, dieses in „Kapital“, also etwas sich Vermehren-

des, verwandeln. Sie „investieren“. Will heißen: Da wird fremde Arbeit ange-

eignet. Soviel zur Bedeutung des Begriffes „Leistung“, wenn man ihn im Kon-

text seiner konkreten gesellschaftlichen Genese verwendet und nicht das Ge-

schäft seiner Enthistorisierung (und damit die Verschleierung gesellschaftlicher 

Verhältnisse) betreibt.  

„Solidarität“, „Steuern“ und „Staat“ 

Wenden wir uns nun dem zweiten Teil der Ausgangsfrage zu, den 

„solidarischen Gesellschaften“ in Verbindung mit dem „Steuersystem“: Ich 

denke, dass sich auch hier hinter dem Plural der „solidarischen Gesellschaften“ 

eine ganz konkrete gesellschaftliche Phase im Kapitalismus versteckt, nämlich 

die „goldenen Zeiten“ des fordistischen Aufschwungs der 50er- bis 70er-Jahre. 

Denn sicher nicht gemeint sind ursprüngliche „solidarische Gesellschaften“ 

etwa im Amazonasregenwald, denn die kannten ja keinen Staat und damit 

auch keine Steuern. So etwas ist sicher nicht gemeint, hinter den Begrifflichkei-

ten „Steuersystem“ und „solidarische Gesellschaften“ stecken Bilder von mas-

senhafter, gut bezahlter Erwerbsarbeit, einem vergleichsweise starken Staat, 

der massenhaft Steuern einhebt, wodurch das Sozialsystem leicht finanzierbar 

sei...  

Auch dies ist ein verklärtes Weltbild, denn selbstverständlich war auch in die-

ser Phase „unseres“ Systems die Form von „Leistung“ prägend, die auf Konkur-

renz, auf der Schaffung von belieferungsbedürftigen Mängelwesen, auf der 

Produktion für den Profit,... beruht. Das Ganze war allerdings erträglicher, weil 

die beständig wegrationalisierte Arbeitskraft durch das hohe Wirtschaftswachs-

tum aufgesaugt wurde und so das Ausmaß der Konkurrenz minimiert war.  

Es ist offensichtlich: Von „Solidarität“ kann man in so einer Konstellation nur 

unter Anführungszeichen sprechen, zumal dieses Wirtschaftswunder alles an-

dere als solidarisch gegenüber den kommenden Generationen, aber auch der 

damaligen „3. Welt“ war. Und erst vor diesem Hintergrund konnten sich Be-

wegungen wie die Gewerkschaften für  die Verstärkung solidarischer Aus-

gleichsmechanismen stark machen. Freilich: Wenn man es sich aussuchen 

könnte, würde ich mich für diese Version des Kapitalismus entscheiden, no na 

net. Das ist so aussagekräftig wie der Spruch „Besser reich und g’sund als arm 

und krank.“ 

Herrschaft und Freiheit 

Da haben wir also die bereits genannte Grundvoraussetzung dieser Art von 

„Solidarität“: Der Sphäre des Marktes, im Kern beruhend auf dem Kampf der 

Menschen gegeneinander, wird ein Teil der Leistungen abgeschöpft. Unausge-

sprochen, aber offensichtlich, schwebt aber noch etwas mit im Raum: Der 

moderne Staat. Oft als Gegenteil des Marktes gesehen, ist er doch nur dessen 

Ergänzung: Wie Yin und Yang gehören Markt und Staat zusammen: Der Markt  

mit seiner privaten (also im Kampf gegeneinander erstellten) Produktion, der 
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WIR sind der Staat, und WIR sind 

damit gleichzeitig unsere eigene 

Herrschaft.  
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Michael Königshofer 

Neustart, Tatausgleich Wien 

Hand und Knie  

die Waren nur gegen entspre-

chende Kaufkraft herausrückt 

und nur bei ständigem 

Wachstum funktioniert, ist 

eine sonderbare Form unge-

sellschaftlicher Gesellschaft-

lichkeit, die aus sich selbst 

heraus nicht funktionieren 

würde. Er braucht eine ent-

sprechende Korrekturinstanz, 

den Staat, der wiederum auch 

eine sonderbare Form von 

Gesellschaftlichkeit, nämlich 

eine vermittelte, herrschafts-

förmige, darstellt. Diese Form 

von Gesellschaftlichkeit hat 

am Beginn des „modernen 

Staates“ Thomas Hobbes in 

der Gestalt des Leviathan 

(erschienen 1651) erkannt: 

Ein Souverän, der scheinbar 

über den verschiedenen 

Sphären schwebt, sie be-

herrscht, und gleichzeitig aus 

uns allen zusammengesetzt ist. 

WIR sind der Staat, und WIR 

sind damit gleichzeitig unsere 

eigene Herrschaft. Staat, auch 

in seiner demokratischen 

Form, ist keineswegs der Ort, 

wo sich die Freiheit der Men-

schen manifestiert, sondern er 

ist von seiner ganzen Struktur 

darauf aufgebaut, primär ein-

mal die Funktionsfähigkeit der 

Marktsphäre zu erhalten. Das 

heißt, zuallererst einmal die 

Eigentumsverhältnisse zu ga-

rantieren. Erst dann, wenn 

alles und alle „funktionieren“, 

beginnt die Welt des demo-

kratischen Diskurses, wo viel-

leicht auch ein Quantum 

„Solidarität“ möglich ist.  

Heute, im Zeichen erreichter und überschrittener ökologischer Grenzen, ist 

die Frage nach der Solidarität und nach der Form des Tätigseins neu zu stellen: 

Es gilt zunächst einmal die Säulen des Systems zu hinterfragen und neue For-

men des Wirtschaftens zu entwickeln. Solidarökonomie etwa ist so eine Idee, 

die es zu konkretisieren gilt. Nicht hinten herum ist nach einer privaten Pro-

duktion (vulgo „Leistung“) über Steuern („Staat“) die Solidarität herzustellen, 

sondern auf gleicher Höhe unter freien Menschen gilt es zu vereinbaren, was 

gebraucht wird, wie man es produziert und wie dies alles auch für zukünftige 

Generationen verträglich ist. That’s it! 

Leviathan: Ein Souverän, der scheinbar 

über den verschiedenen Sphären 

schwebt, sie beherrscht  

und gleichzeitig aus uns allen  

zusammengesetzt ist. 
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Eine Parabel 

Der staunenswerte Siegeszug 

des Emissionshandels über die 

Klimasteuern in Europa 

oder: Wie aus einer mehrfachen Niederlage  

ein großer Erfolg zu werden verspricht  

Der Handel mit CO2-Rechten ist heute ein 

etabliertes machtvolles Instrument der 

Klimapolitik, um den insbesondere Kreise der 

US-amerikanischen Finanzindustrie Europa 

beneiden. Angesichts dieses strahlenden Er-

folgs ist daran zu erinnern, dass Mutter Euro-

pa ihn gleichsam als ein unerwünschtes Kind 

zur Welt gebracht hat. Entstanden ist es aus 

der Liaison, die die EU 1995 auf der Klima-

konferenz in Berlin mit den USA eingegangen 

war. Im Berliner Mandat hatten Mutter EU 

und Vater USA sich verabredet, in den Ver-

handlungen in Kyoto 1997 ihre Vernunfthei-

rat durch ein Zwillingspaar fruchtbar werden 

zu lassen: Die USA wollten Verpflichtungen 

zu Mengenbegrenzungen, das Wunschkind 

der EU war eine CO2-Energie-Steuer zur Um-

orientierung der Nachfrage auf dem heimatli-

chen Markt auf klimafreundliche Güter.
1
  

Schon ein Jahr nach der Heirat stritt sich das Ehepaar jedoch über seinen Ehe-

vertrag, das Berliner Mandat. Die EU erkannte, dass sie nachgeben musste, 

wollte sie nicht riskieren, dass ihr Partner sich ganz aus der ehelichen Gemein-

schaft zurückzöge. Die Folge: Für Kyoto wurde nur noch die Mengenbegren-

zungsoption vorbereitet, die zum Emissionshandel führen musste. Die neolibe-

ralen Vorstellungen der USA hatten sich gegen die „altmodischen“ Vorstellun-

gen der Europäer, die auf Politikkoordination gesetzt hatten, durchgesetzt.  

In Kyoto legte der unzuverlässige Ehemann noch nach. Die völlig unvorbereite-

te Ehefrau konfrontierte er dort mit der Vorstellung, neben den verbrennungs-

bedingten CO2-Emissionen nun auch die Netto-Kohlenstoff-Senkenleistungen 

der Biosphäre (soweit sie „managed“ sind) einzubeziehen. Die USA hatten 

zwei „kleine Brüder“ dabei, Kanada und Japan, die bei diesem erneut in Ma-

cho-Manier vorgebrachten Ansinnen assistierten. Der Vorstoß sollte dazu die-

nen, auf der Rückseite des Verpflichtungsprotokolls in Form eines Gewirrs von 

Gummiparagraphen (Schlupf-)Löcher einzubohren, um auf der politischen 

Schaufensterseite dem Anschein nach klare und eherne Reduktionsverpflich-

tungen um 6 bis 8 Prozent vorweisen zu können. Auch dieses Mal gab die 

Ehefrau nach, stimmte diesem Manöver großflächiger öffentlicher Täuschung 

mit dem Protokoll von Kyoto zähneknirschend zu.  

CO
2
-Emissionen  
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Hans-Jochen Luhmann  

Wuppertal-Institut 

jochen.luhmann@wupperinst.org 

1
 Eine CO2-Steuer bzw. das entsprechende Element einer Energiesteuer macht den C-Gehalt im Brennstoff zur Bemessungsgrundlage. Da Ver-

brennung chemisch-definitorisch die Anlagerung von Sauerstoff (O) an das zu Verbrennende, hier Kohlenstoff (C) ist, ist das Verhältnis bestimmt 

(3,666), die C-Steuer entspricht einer CO2-Steuer. Sie entspricht aber nicht dem Energiegehalt des Brennstoffs, weil weitere Bestandteile enthal-

ten sind, die bei Hitze mitverbrennen. Vor allem ist das bei Kohlenwasserstoffen (Erdöl und Erdgas) der Wasserstoff (H), der zum problemlosen 

H2O verbrennt. In geringen Mengen sind auch S und N enthalten, die dann zu den umwelt-problematischen Stoffen SO2 und NOx verbrennen.  
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In mühevollen Verhandlungsrunden wurde in den Folgejahren Substanz zu 

den aus der Luft gegriffenen Senkenbeschlüssen von Kyoto geschaffen. Im 

Jahre 2001 endlich (Bonn, Marrakesh) war es soweit, dass die Nachbesserung 

verabschiedet werden konnte. Doch da hatte der Ehemann inzwischen die 

Scheidungsurkunde auch formal überreicht: Das um die Senkenbeschlüsse 

ergänzte Kyoto-Protokoll sei ein bürokratisches Monster, dem könnten die auf 

effiziente Regelungen bedachten USA nicht beitreten. Erst angesichts dieser 

geschichtsklitternden Unverschämtheit fing die betrogene Ehefrau an, sich 

klimapolitisch auf eigene Füße zu stellen. Sie entschied sich, den ihr aus der  

Mesalliance verbliebenen „Balg“, das ungeliebte Kind „Emissions-

rechtehandel“, das in den EU-Vertragswerken so gar nicht vorgesehen war, als 

ihr eigenes Kind anzunehmen und aufzuziehen, unabhängig vom wackligen 

Schicksal des Kyoto-Protokolls. Und nun trat ein, was aus kriselnden oder 

gescheiterten Ehen bekannt ist: Nun, da die Ehefrau sich auf eigene Füße ge-

stellt hatte, begannen auch andere Männer, hier Staaten wie Japan u.a., sich 

für sie zu interessieren – und dadurch angereizt schließlich auch der unzuver-

lässige Ex-Mann. 

Aber auch EU-intern fand ein elementarer Wandel statt. Da gingen der Mut-

ter allmählich staunend die Augen darüber auf, wie unerwartet prächtig sich 

ihr ursprünglich ungeliebtes Kind entwickelte. Mutter EU vermochte zugleich 

zu sehen, welches Schicksal ihr ehemaliges Wunschkind erfahren hätte: Es 

wäre unter den  finanzverfassungsrechtlichen Gegebenheiten von den EU-

Steuerparasiten- und -randstaaten mittels des Veto-Rechts erbarmungslos ra-

chitisch gehalten worden. So bekannte sie erschüttert ihre Einsicht in eine 

altbekannte Weisheit: Es ist manchmal besser, es tritt nicht ein, was ich mir 

wünsche, und es passiert mir stattdessen ein Schicksal, gegen das ich mich 

nach Kräften gesträubt habe. 

CO2-Steuern und CO2-Rechtehandel sind in der Sicht der ökonomischen The-

orie (im Wesentlichen) äquivalente Lösungen desselben Problems. Für das 

Rechtswesen aber ist das, was funktional gleich ist, völlig Unterschiedliches. 

Das Recht hält die Beschränkung und Zuteilung von CO2-Emissionsrechten, 

einstweilen zumindest, für ein rein sachpolitisches Thema, es blendet die 

Kehrseite, die Finanzaufkommens- und Verteilungsimplikationen, aus. Die 

rechtliche Auffassung aber entscheidet darüber, in welche „Schublade“ des 

verfassungsrechtlichen Mandats ein Thema fällt. Deshalb 

folgt, dass die „duale“ Lösung CO2-Rechtehandel auf EU-

Ebene dem „Mitentscheidungsverfahren“ unterfällt und 

nicht dem „Anhörungsverfahren“, das für Steuerfragen gilt. 

Somit ist das Europäische Parlament involviert, und es kann 

in dem „zuständigen“ Fachministerrat, dem der Umweltmi-

nister, mit Mehrheit entschieden werden. Der EU-Finanz-

ministerrat mit seinem selbstblockierenden Veto-Recht 

bleibt bei all dem außen vor. 

Die Mutter erkannte dankbar, dass ihr ungetreuer Ehepart-

ner sie unabsichtlich auf einen quasi jungfräulichen (Rechts-)

Boden verführt hatte – wenn wir von den „Gewalt-

elementen“ dieses Aktes einmal absehen. Diese Einsicht 

versöhnte sie mit dem Akt der Verführung, über den sie lan-

ge gehadert hatte. Und das ihr aufgezwungene Kind nahm 

den Platz ihres nicht zum Leben gekommenen Wunschkin-

des ein. Nun verschmolzen die beiden Kinder zu einem. 

Die Mutter hatte nichts mehr, dem sie meinte nachtrauern 

zu müssen, weil ein Wunsch nicht Realität geworden war. 

Sie fühlte sich stark, und die Aussicht auf die unausweich-

lich in Zukunft anstehenden Streitereien zwischen Umwelt- 

und Finanzressorts vermochte sie nicht zu erschüttern. 

CO
2
-Steuern und CO

2
-Rechtehandel sind in der Sicht der 

ökonomischen Theorie (im Wesentlichen)  

äquivalente Lösungen desselben Problems.  
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Der Straßenverkehr hat eine  

niedrige Kostendeckung 

Verkehr fair steuern 

Die derzeitigen Steuern im Verkehr weisen große 

Mängel hinsichtlich ihres ökologischen Lenkungs-

effekts und ihrer sozialen Verteilungswirkung auf. 

 

Das Wirtschaftsforschungsinstitut (WIFO) hat erhoben, wie hoch die Einnah-

men aus Verkehrssteuern in Österreich sind. Zu den Verkehrssteuern zählen 

die Mineralölsteuer, die motorbezogene Versicherungssteuer, die Normver-

brauchsabgabe, die Lkw-Maut, die Pkw-Vignette, Sondermauten und die Kfz-

Steuer. In Summe brachten diese sieben Verkehrssteuern im Jahr 2009 Einnah-

men in der Höhe von 6,235 Milliarden Euro. Bezahlt wurden sie von inländi-

schen und ausländischen Pkw und Lkw in Österreich. Der Lkw-Verkehr steuer-

te 33 Prozent bei, der Pkw-Verkehr 67 Prozent.  

Die vom Pkw- und Lkw-Verkehr bezahlten 

Steuerleistungen erscheinen hoch, sind aber 

in Wirklichkeit im Verhältnis zu den verur-

sachten Kosten viel zu niedrig. Allein im Jahr 

2009 verursachte der Kfz-Verkehr in Öster-

reich Kosten von rund 16,6 Milliarden Euro, 

wie eine VCÖ-Studie zeigt. Davon sind 10,3 

Milliarden Euro externe Kosten wie Unfallfol-

ge- und Gesundheitskosten, Schadstoff-, Kli-

ma- und Lärmkosten. Weitere 6,3 Milliarden 

Euro machen die Kosten für Bau und Erhalt 

der gesamten Straßeninfrastruktur in Öster-

reich aus.  

Diese indirekte Subventionierung des Stra-

ßenverkehrs ist aus ökologischer Sicht kontra-

produktiv und steht im krassen Widerspruch 

zu den Klimaschutz-Zielen Österreichs.  

Ein zentrales Kriterium für die Rechtmäßigkeit von Subventionen ist auch, ob 

diese die subventionierten Leistungen für alle Einkommensschichten leistbar 

machen. Die soziale Ausgewogenheit wird bei Steuern und Förderungen im 

Verkehrsbereich oft als Argument gebracht.  

Die im Frühsommer 2010 erschienene VCÖ-Studie „Budgetentlastung durch 

nachhaltigen Verkehr“ zeigt, dass in Österreich die Haushalte des oberen Ein-

kommensviertels rund viereinhalb Mal so viele Kilometer mit dem Auto fahren 

als die Haushalte des untersten Einkommensviertels. Während die 25 Prozent 

der Haushalte mit dem niedrigsten Einkommen im Vorjahr rund 5,74 Milliar-

Mag. Christian Gratzer 

VCÖ-Kommunikation  
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den Pkw-Kilometer gefahren sind, legten die 25 Prozent der Haushalte mit 

dem höchsten Einkommen 26,1 Milliarden Kilometer zurück. Wenn der Auto-

verkehr indirekt subventioniert wird, dann profitieren davon die wohlhaben-

den Haushalte am stärksten.  

Verkehr mit höherer Mineralölsteuer besser steuern  

Im Jahr 2009 betrugen in Österreich die Einnahmen aus der Mineralölsteuer 

3,8 Milliarden Euro. Der VCÖ hat analysiert, welche Gruppen wie viel Mine-

ralölsteuer bezahlen. Der Lkw-Verkehr zahlte 1,4 Milliarden Euro an Mineral-

ölsteuer. Aus dem Heizölverkauf kamen weitere 228 Millionen Euro. Der ge-

schäftliche und dienstliche Pkw-Verkehr von Betrieben, Unternehmen und 

Öffentlichen Stellen steuerte weitere 735 Millionen Euro bei. Von Touristen 

und Durchreisenden wurden rund 95 Millionen Euro bezahlt. Insgesamt steu-

erten Österreichs Autofahrer für private Fahrten 1,26 Milliarden Euro an Mine-

ralölsteuer bei, das ist ein Drittel der gesamten Einnahmen. Von diesen wiede-

rum zahlten die Haushalte des obersten Einkommensviertels mit 43 Prozent 

fast die Hälfte.  

Die Bundesregierung hat beschlossen, mit 1. Jänner 2011 die Mineralölsteuer 

auf Benzin um vier Cent und auf Diesel um fünf Cent pro Liter zu erhöhen. 

Die Erhöhung ist auf halber Strecke steckengeblieben, noch im Frühjahr 2010 

war eine Erhöhung um zehn Cent pro Liter geplant. Vor allem der Vergleich 

mit den EU-Staaten zeigt, dass Österreich heute die Billigtankstelle Europas ist. 

Nur Luxemburg, Spanien und einige Staaten des ehemaligen Ostblocks haben 

eine niedrigere Treibstoffbesteuerung als Österreich.  

In den vergangenen Jahrzehnten ist der Spritpreis deutlich geringer gestiegen 

als die Einkommen. Im Jahr 1985 reichte ein durchschnittliches Netto-

Monatsgehalt für 916 Liter Eurosuper oder 959 Liter Diesel. Im 1. Quartal 

2010 konnten mit einem Netto-Monatsgehalt 1.352 Liter Eurosuper oder 

1.477 Liter Diesel gekauft werden. Im Verhältnis zum Einkommen ist Sprit also 

billiger geworden. Und gleichzeitig ist der Verbrauch der Autos gesunken: 

Heute kommt ein Auto mit der gleichen Spritmenge um rund 30 Prozent wei-

ter als vor 25 Jahre.  

Positiver Lenkungseffekt durch Ökologisierung 

Höhere Treibstoffpreise haben einen Lenkungseffekt. Als im Jahr 2008 die 

Preise für Treibstoffe hoch waren, stiegen in Österreich viele Menschen auf 

öffentliche Verkehrsmittel oder das Fahrrad um. Die Zahl der Fahrgemein-

schaften nahm zu, beim Autokauf wurde mehr auf den Verbrauch geachtet. In 

Österreich wurde im Jahr 2008 um 3,4 Prozent weniger Treibstoff verkauft als 

im Jahr 2007. In Deutschland hat die Ökosteuer in den Jahren 1999 bis 2003 

zu einem Rückgang der Pkw-Fahrleistung um 7,1 Prozent geführt. In diesem 

Zeitraum gab es in Österreich einen Anstieg bei der Pkw-Fahrleistung um 18,1 

Prozent. 

Diesel gleich hoch wie Benzin besteuern 

Ein Liter Diesel wird in Österreich um rund zehn Cent niedriger besteuert als 

ein Liter Benzin. Dafür gibt es keine sachliche Begründung, umso mehr als die 

Abgase von Diesel gesundheitsschädlicher sind als jene von Benzin. Die steu-

erliche Begünstigung von Diesel sollte daher abgeschafft werden, die Mineral-

ölsteuer ist auf das Niveau von Benzin anzugleichen.  

VCÖ – Mobilität mit Zukunft 

Der VCÖ setzt sich für eine ökolo-

gisch verträgliche, sozial gerechte 

und ökonomisch effiziente Mobili-

tät ein. Zentrale Themen des VCÖ 

sind unter anderem: Energieeffizi-

ente Mobilität, mehr Klimaschutz 

im Verkehrsbereich, mehr Öffentli-

che Verkehrsverbindungen, bessere 

Bedingungen zum Gehen und Rad-

fahren, nachhaltige Infrastrukturpo-

litik sowie gesundheitsverträgliche 

Mobilität. Der VCÖ wird von mehr 

als 10.000 Privatpersonen mit ei-

nem Jahresbeitrag oder einer Spen-

de unterstützt. Der VCÖ gibt unter 

anderem sechs Mal im Jahr das 

VCÖ-Magazin und vier Mal im Jahr 

die renommierte Schriftenreihe 

„Mobilität mit Zukunft“ heraus. 

Nähere Informationen zum VCÖ 

gibt es auch im Internet unter 

www.vcoe.at 

http://www.vcoe.at/
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Lesetipps 

 

VCÖ: „Budgetentlastung durch 

nachhaltigen Verkehr“, Schriften-

reihe Mobilität mit Zukunft, Wien 

2010. 

VCÖ: „Energiewende – Schlüssel-

faktor Verkehr“, Schriftenreihe 

Mobilität mit Zukunft, Wien 2010. 

VCÖ: „Soziale Aspekte von Mobi-

lität“, Schriftenreihe Mobilität mit 

Zukunft, Wien 2009. 

Erhältlich bei VCÖ – Mobilität mit 

Zukunft: (01) 893 26 97, 

vcoe@vcoe.at , www.vcoe.at  

Normverbrauchsabgabe 

Die Normverbrauchsabgabe ist beim Neukauf von Autos zu bezahlen. Die 

Höhe richtet sich nach dem Verbrauch. Als Anreiz zum Kauf von verbrauchsär-

meren Pkw gibt es ein Bonus-Malus-System. In Zukunft werden Spritfresser 

höher besteuert, eine Maßnahme, die zu begrüßen ist. Es wird ein Anreiz ge-

setzt, Autos mit niedrigerem Verbrauch zu kaufen. 

Pendlerpauschale rasch  

reformieren 

Das Pendlerpauschale erfüllt die Zielsetzung 

der sozialen Treffsicherheit nicht mehr. Ein 

Drittel der Beziehenden des Pendlerpauscha-

les verfügen über ein Einkommen von über 

40.000 Euro pro Jahr. Die durchschnittliche 

Weglänge zwischen Wohnort und Arbeits-

platz steigt mit dem Einkommen. Eine Re-

form ist dringend nötig. Pendlerpauschale 

sollen zukünftig nur Bezieherinnen und Be-

zieher von Einkommen unter 40.000 Euro 

Brutto-Jahresgehalt erhalten. Großes und 

Kleines Pendlerpauschale sind zu vereinheitlichen und die Förderung für Dis-

tanzen unter 20 Kilometer ist abzuschaffen. Der Verkehrsabsetzbetrag von 291 

Euro pro Jahr steht allen Beschäftigten zu. Dieser ist zu erhöhen. 

Flächendeckende Lkw-Maut 

Seit dem Jahr 2004 gibt es in Österreich eine Lkw-Maut. Im Gegensatz zur 

Schweiz, wo alle Straßen bemautet sind, müssen Lkw in Österreich nur auf 

Autobahnen und Schnellstraßen zahlen. Gerade der Lkw-Transport deckt nur 

einen Bruchteil der von ihm verursachten Kosten. Die Folgen: Lkw werden zu 

rollenden Lagerhallen, es gibt rund 40 Prozent Lkw-Leerfahrten und Transport-

wege werden länger - sehr zum Schaden der regionalen Nahversorgung. Eine 

Lkw-Maut auch auf Bundes- und Landesstraßen wäre ein wichtiger Schritt zu 

mehr Kostenwahrheit und würde die Lkw-Lawinen bremsen.  

Elektronische Vignette statt Pkw-Vignette 

Die derzeitige Pkw-Vignette benachteiligt jene, die wenig fahren, was im Wider-

spruch zu allen Klimaschutzbemühungen Österreichs steht. Eine VCÖ-Studie 

zeigt, dass die Kilometertarife für Wenigfahrer um ein Vielfaches höher sind als 

für Vielfahrer. Bei 30.000 Kilometer pro Jahr zahlt man nur 0,25 Cent pro Kilo-

meter. Autofahrer, die nur 1.500 Kilometer pro Jahr auf der Autobahn fahren 

berappen hingegen 5 Cent pro Kilometer – und damit das 20-Fache. Aufgrund 

der deutlich stärkeren Fahrleistung kommt die derzeitige Tarifgestaltung vor al-

lem den wohlhabenden Haushalten zugute. Der VCÖ schlägt vor, die alte Pa-

pier-Vignette durch eine moderne elektronische Vignette abzulösen. In der Ein-

führungsphase kann die elektronische Vignette zusätzlich zur Papier-Vignette 

angeboten werden, so dass Autofahrer zwischen den Systemen wählen können.  

Flugticketabgabe und Kerosinsteuer 

Der Flugverkehr zahlt keine Mineralölsteuer auf Flugbenzin. Das Flugzeug ist 

aber jenes Verkehrsmittel, das das Klima am stärksten belastet. Die Bahn be-

Die Pendlerpauschale fördert vor 

allem Wohlhabende 
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zahlt Energiesteuer, der Pkw- und Lkw-

Verkehr Mineralölsteuer. Selbst jene, die 

Heizöl kaufen, zahlen Mineralölsteuer. Für 

Inlandflüge kann Österreich Flugbenzin be-

steuern, für innereuropäische Flüge braucht 

es eine EU-weite Regelung.   

Zusätzlich sind die Flugtickets von der Mehr-

wertsteuer befreit. Die von der Bundesregie-

rung beschlossene Flugticketabgabe ist ein 

kleiner Schritt zu mehr Kostenwahrheit im 

Flugverkehr. Die Maßnahme ist zudem sozial 

gerecht. Ein Viertel der Flüge sind Geschäfts-

reisen. Und Wohlhabende fliegen deutlich 

häufiger als jene, die wenig verdienen. Zu-

dem ist schon jetzt die Preisdifferenz zwi-

schen den Tickets innerhalb ein und dessel-

ben Fluges und der gleichen Klasse höher als 

die Abgabe von acht Euro bei Flügen inner-

halb von Europa. Umweltfreundlicher Ver-

kehr schützt nicht nur das Klima, sondern leistet auch einen großen Beitrag zur 

Budget-Entlastung. Weniger Straßenverkehr und eine Verlagerung von Pkw 

und Lkw auf Öffentliche Verkehrsmittel sowie bei kurzen Strecken aufs Fahr-

rad verringern die Kosten des Verkehrs für die privaten und öffentlichen Haus-

halte. Eine umfangreiche ökologische Steuerreform wäre ein Motor für diese 

Entwicklung... 

Von der Sozialen zur  

Ökosozialen Marktwirtschaft 

Will man wissen, wie sich die Weiterentwicklung der Sozialen zu einer Ökoso-

zialen Marktwirtschaft gestalten könnte, bietet sich ein Blick auf einen ähnlich 

bahnbrechenden Übergang an – den vom Raubtierkapitalismus zur Sozialen 

Marktwirtschaft. Im Laufe von gut und gern 150 Jahren wurden auf Druck der 

Arbeiterschaft – vielleicht auch aus Furcht vor ihr oder ihren politischen Orga-

nisationen – „soziale Leitplanken“ in nahezu allen Lebens- und Rechtsberei-

chen geschaffen. Ob im Arbeitsrecht, dem Arbeitsschutz, den vielfältigen Mit-

bestimmungsregelungen und dem Recht von Verbänden und Gewerkschaften, 

ob bei der Versorgung von Familien, Alten, Behinderten und Kranken, ob in 

Kindergärten, Schulen und Universitäten, überall existieren Regelungen mit 

sozialer Zielsetzung. 

Wenn man die Gesamtheit dieser Eingriffe betrachtet, wird schnell deutlich, 

dass es sich überwiegend um Gebote oder Verbote – so genanntes Ordnungs-

recht – handelt, häufig auch um demokratische und Mitbestimmungsrechte. 

Letztere befördern wiederum weitergehende sozialpolitische Maßnahmen, so 

dass sich in den letzten anderthalb Jahrhunderten ein selbstverstärkender Zir-

kel zur sozialen Bändigung des Kapitalismus ergeben hat.   

Können wir uns darauf verlassen, dass ein ähnlicher Mechanismus auch bei 

der Schaffung einer ökologisch nachhaltigeren Gesellschaftsform zum Tragen 

kommen? Zwei Gründe lassen daran zweifeln: Zum einen erscheinen ökologi-

Der Lkw-Transport deckt nur einen Bruchteil der von ihm verursachten 

Kosten, daher werden Lkw zu rollenden Lagerhallen 

Dr. Anselm Görres 

Jahrgang 1952, Volkswirt und Un-

ternehmer in München, war 1994 

Mitgründer des FÖS e.V. (damals 

Förderverein Ökologische Steuer-

reform) und Hauptautor des FÖS-

Memorandums '94 (Der Weg zur 

Ökologischen Steuerreform). Heu-

te ist er Vorsitzender des FÖS (seit 

2008: Forum Ökologisch-Soziale 

Marktwirtschaft). Der frühere 

McKinsey-Berater ist seit 1996 

Gründer und Inhaber der ZMM 

Zeitmanager München GmbH. 

ZMM ist führender Vollsortimenter 

im deutschsprachigen Interim Ma-

nagement (www.zmm.de).  
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sche Bedürfnisse trotz aller zwischenzeitlichen Popularität häufig keineswegs 

als derart zentral für das Wohlergehen der im Hier und Jetzt lebenden Bevöl-

kerung wie der Lösungsdruck bei der Sozialen Frage. Langfristige ökologische 

Notwendigkeiten lassen sich daher leicht etwa gegen aktuelle wirtschafts- oder 

arbeitsmarktpolitische Motive ausspielen, die für viele einen weitaus unmittel-

bareren Einfluss auf ihr Leben haben. Zum anderen kann man der Umwelt 

nicht helfen, indem man ihr direkte Mitbestimmungsrechte einräumt, auf dass 

sie sich selbst am Schopfe aus dem Sumpf ziehe. Die Umwelt hat selbst keine 

Stimme in der Politik. Für sie setzen sich nur umweltorientierte Menschen ein. 

Wo diese in der Minderheit sind, kommt die Umwelt leicht unter die Räder – 

siehe etwa USA. 

Es ist im Umkehrschluss also notwendig, die durchaus zentrale Bedeutung einer 

intakten Umwelt für unser Wohlergehen oder das zukünftiger Generationen 

sichtbarer und politisch wie ökonomisch zu machen. Vielleicht gelingt es uns 

künftig besser, im politischen Prozess auch der Umwelt „eine Stimme zu ge-

ben“. Einiges spricht dafür, dass Ökosteuern und andere marktwirtschaftliche 

Umweltinstrumente wesentlich zum Lösen dieser Aufgabe beitragen können. 

Argumente für ein  

ökologisches Steuersystem 

Betrachtet man die zunehmende Umweltzer-

störung mit den Augen eines – kritischen – 

Ökonomen, bietet sich folgendes Bild: Wir 

erwirtschaften durch die Inanspruchnahme 

natürlicher Ressourcen Gewinn ohne dafür 

zu zahlen, etwa indem wir als Autofahrer 

mobil werden während wir die Luft ver-

schmutzen. Dass wir die Ressourcen quasi 

zum Nulltarif nutzen können, obwohl diese 

bekanntermaßen nicht unendlich sind, liegt 

am Fehlen eines Marktes dafür, der Knapp-

heit über Preise ausdrückt.  

Um diesen Markt zu schaffen, oder – um im vorherigen Bilde zu bleiben – der 

Umwelt auch auf unseren Märkten eine Stimme zu verleihen, bedarf es der 

Festsetzung von Preisen durch den Staat. Haben Umweltgüter einen Preis, ist 

ihre Bedeutung für das Wohlergehen der Menschen unmittelbar ersichtlich: 

Verschmutze ich die Umwelt – muss ich zahlen – sinkt mein Wohlstand. Ernst 

von Weizsäcker hat dafür die klassische Formel gefunden: Preise müssen die 

ökologische Wahrheit sagen, nicht nur die ökonomische! 

Zum Glück sind Ökosteuern keineswegs die einzigen Instrumente, um die 

Umwelt besser zu schützen. Auch mit Ge- und Verboten, also auf ordnungs-

rechtlichem Wege lassen sich in gewisser Weise Preise für Umweltgüter fest-

setzen, etwas in Form von Bußgeldern oder sonstigen Sanktionsandrohungen, 

die letztlich alle einen ökonomischen Nachteil bedeuten (etwa wenn die Be-

triebserlaubnis entzogen wird). Es gibt viele Fälle, wo ordnungsrechtliche Maß-

nahmen außerordentlich wirksam sind, so etwa bei toxischen und andere 

Problemstoffen – diese gehören schlicht verboten. Ähnliches gilt beim Vorlie-

gen klarer technischer Lösungen wie etwa des Katalysators oder der Entschwe-

felung von Kraftwerken. Hier bedarf es keiner Steuer, eine Vorschrift genügt.  

Für die meisten wirklich großen Umweltprobleme gilt aber: Dosis fazit ve-

nenum – es kommt auf die Menge an. Ziel ist bei Problemstoffen meist nicht 

der Nullverbrauch, sondern das Zurückdrängen von einem exzessiven Niveau 

auf ein wenigstens akzeptables. Zum Charakter der Marktwirtschaft gehört es 

Erneuerbare Energie: Bei uns kommt 

der Strom aus der Steckdose! 
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zudem, dass sie am wirksamsten und elegantesten über Preise gesteuert wird, 

mit einem Minimum an Dirigismus. Noch so strenge Vorschriften helfen wenig, 

wenn die Preise nicht die ökologische Wahrheit sagen und daher das Verhal-

ten in die falsche Richtung lenken. 

Einen solchen Effekt haben insbesondere auch die weiteren marktwirtschaftli-

chen Umweltinstrumente. Ob Emissionshandel, ob Abbau umweltschädlicher 

Subventionen, ob Förderung von erneuerbaren Energien über Einspeisetarife: 

Immer ändert sich das Preissystem zugunsten der Umwelt. Gutes wird (relativ 

oder absolut) billiger, Schlechtes (relativ oder absolut) teurer. 

Neben ihrer volkswirtschaftlichen Effizienz bietet Umweltschutz über Ökosteu-

ern zudem zahlreiche weitere Vorteile: 

Wir brauchen keine mitunter quälende Hand einer intrinsischen moralischen 

Korrektheit, die den gutmütigeren Teil der Bürgerschaft dazu bringt, aus Idea-

lismus wider ihre eigenen ökonomischen Interessen zu handeln. Erfahrungsge-

mäß ist der gutmütigere Teil der Bevölkerung, der zu solchen Opfern bereit ist, 

leider meist auch der kleinere Teil. Denn derartige moralische Umweltpolitik 

würde ja nur bedeuten, dass der moralischere Teil einer Staats-, wenn nicht 

der Weltbevölkerung, Opfer bringt zugunsten einer Immoral Majority.  

Ökofiskalische Maßnahmen erhöhen fast immer die Energieeffizienz einer 

Volkswirtschaft und führen daher mittelfristig eher zu Entlastungen von Bür-

gern und Wirtschaft. Steuern, die kluges Sparen belohnen, wirken somit wie 

Zukunftsinvestitionen. 

Als Mengensteuern auf wenige, aber wichtige Energieträger bieten Ökosteuern 

die mit Abstand niedrigsten Verwaltungskosten aller Steuerarten. Auch im 

Emissionshandel sind die administrativen Kosten niedrig. Zum Beispiel belastet 

der deutsche Emissionshandel nur ca. 1900 Betriebe und noch weniger Unter-

nehmen, etwa nur aller vier Prozent aller Firmen des Landes, wirkt aber auf 

rund 60 Prozent aller deutschen Emissionen. 

Illegale Steuerhinterziehung ist bei Umweltsteuern meist viel schwieriger als 

bei anderen Steuern, weil sich die physischen Verzehre praktisch kaum verste-

cken lassen, ganz anders als rein monetäre Transaktionen. Größe Manipulatio-

nen wurden bei Ökosteuern bisher nicht bekannt
1
.  

Legale Steuervermeidung ist bei Umweltsteuern ausdrücklich erwünscht – 

auch um den Preis der Schmälerung des fiskalischen Ertrags. Das gilt auch für 

Erlöse aus dem Emissionshandel. 

Gleichzeitig können nach jahrzehntelangen Erfahrungen mit vielfältigsten For-

men der Umweltbesteuerung die meisten gängigen Gegenargumente als wi-

derlegt gelten, hierzu nur zwei bekannte Beispiele: 

Die schon von Theo Waigel behauptete Selbsterschöpfung von Umweltsteuern 

mag bei Bagatellsteuern gelten, etwa auf Plastikbeutel. Energiesteuern hinge-

gen oder gar Erlöse aus dem Emissionshandel stehen weltweit erst am Beginn 

ihrer fiskalischen Karriere. 

Die vielfach angedrohten Wettbewerbsnachteile haben sich in der Praxis als 

Schimäre erwiesen und wurden von der gründlichen COMET-Studie deutlich 

widerlegt
2
.  

Zu guter Letzt bieten Ökosteuern das Potential, den Staat aus einem zentralen 

Dilemma bei seinen Finanzierungsgrundlagen zu befreien: Weithin bekannt ist 

Das „FÖS" wurde 1994 als ge-

meinnütziger Verein gegründet - 

damals unter dem Namen 

„Förderverein Ökologische Steuer-

reform". Seinerzeit lag der Schwer-

punkt auf der Einführung einer 

Ökologischen Steuerreform in 

Deutschland, was 1998 gelang. 

Heute sind wir über Deutschland 

und Europa hinaus in der weltwei-

ten Debatte um alle marktwirt-

schaftlichen Klimainstrumente zu 

einer wichtigen und geachteten 

Stimme geworden. 

www.foes.de 

1
 Bei Emissionshandelssteuer-Erträgen traten sie auf, allerdings vorwiegend durch deren Unterwerfung unter die Mehrwertsteuer, die aber inzwi-

schen korrigiert wurde. Viel Missbrauchspotential entsteht hier leider durch die grenzüberschreitende Anerkennung von Emissionshandelsprojek-

ten. Unterm Strich sind Ökosteuern hier weniger anfällig als der Emissionshandel. 

2
 Siehe www2.dmu.dk/cometr/COMETR_Summary_Report.pdf 
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das Problem, dass die Anhebung der wichtigsten Steuern wie Einkommens- 

und Mehrwertsteuer die Wirtschaft schwächt und Arbeitsplätze gefährdet, was 

zu sinkenden Steuereinnahmen und erhöhten Sozialabgaben führt.  

Im Gegensatz hierzu stärken Ökosteuern über die Initiierung von Innovationen 

sowie die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit im Hinblick auf das postfossile 

Zeitalter die Wirtschaft und führen durch die Umlage der Steuerlast von Arbeit 

auf Ressourcenverbrauch sogar zu mehr Beschäftigung durch sinkende Lohn-

nebenkosten. Die Amerikaner brachten diesen Clou auf die griffige Formel: 

Tax bads, not goods. 

Renaissance der Ökosteuern  

nach der Wirtschaftskrise 

Dass Ökosteuern nicht nur für die Umwelt ein Segen sind, sondern gleichzeitig 

auch für Wirtschaft und Staatshaushalte, belegen die Sparpakete in vielen eu-

ropäischen Staaten: So wurde in Griechenland nicht nur die Mehrwertsteuer, 

sondern auch Mineralöl- und Immobiliensteuern erhöht. Zudem werden Besit-

zer von Autos und Yachten stärker zur Kasse gebeten. In Deutschland enthält 

das aktuelle Sparpaket der liberal-konservativen Regierung gleich vier ökofiska-

lische Elemente, zwei davon explizit unter der Überschrift Ökologisierung der 

Marktwirtschaft: So sind neben Reduzierungen von Ökosteuer-Ausnahmen die 

Einführung von Steuern und Abgaben auf Kernbrennelemente und den Flug-

verkehr vorgesehen. Zudem soll das mautpflichtige Straßennetz um 4.000 auf 

16.000 Kilometer ausgeweitet werden, durch Ausdehnung auf vierspurige 

Bundesstraßen. 

Auch wenn mehrere dieser Maßnahmen im politischen Verhandlungsprozess 

gegenüber den Ausgangsplanungen bereits erheblich zusammengeschmolzen 

sind, muss jeder dieser Punkte als politischer Erfolg gelten, wurden derartige 

Vorschläge doch von ihren jetzigen Verfechtern noch bis vor Kurzem auf das 

Heftigste abgelehnt
3
. 

Insgesamt dürfte die zunehmende Einbeziehung ökofiskalischer Elemente in 

nationale Sparpakete positiv zur überfälligen Akzeptanz solcher Elemente bei-

tragen, die bislang noch in zahlreichen Ländern äußerst kontrovers, wenn 

nicht ganz tabu waren. Oft bringt Not auch Vernünftiges voran. 

Co-Autor: Harry Schindler  

 

3 
Die schwarzrote Koalition in Deutschland hatte die Liste der Ökosteuerausnahmen zu ihrem 

Amtsantritt sogar noch ausgedehnt, wenn auch nur geringfügig:  

www.foes.de/pdf/2006-08%20PM%20Energiesteuergesetz.pdf. 

Umweltschutz  

statt Arbeitsplatzverlust 

Auch wenn es viele Ökonomen nicht wahrhaben wollen: Steuern steuern – 

auch heute schon – nur derzeit leider in die falsche Richtung. Aktuell finan-

ziert sich Deutschland zu mehr als zwei Dritteln durch die Belastung des Fak-

tors Arbeit, während Steuern auf Natur- und Ressourcenverbrauch wenig 

mehr als fünf Prozent zu den Staatsfinanzen beitragen. Wir verteuern also, was 

wir fördern wollen (Arbeitsplätze), und nicht, was wir reduzieren wollen 

(Natur- und Ressourcenverbrauch). Eine paradoxe Situation! 

Damian Ludewig 

Diplom-Volkswirt, Jahrgang 1980, 

ist Geschäftsführer des Forums 

Ökologisch-Soziale Marktwirt-

schaft e.V. (FÖS). Er vertritt das 

FÖS und den Deutschen Natur-

schutzring (DNR) im Sprecherrat 

der Klima-Allianz, einem Bündnis 

aus über 100 Organisationen aus 

den Bereichen Kirchen, Entwick-

lung, Umwelt, Wirtschaft und 

Gewerkschaft. Im Institut solidari-

sche Moderne ist er Mitglied des 

Kuratoriums. Von 2004 bis 2008 

war er Jugendvertreter im Präsidi-

um des DNR.  

Vor seiner Tätigkeit als FÖS-

Geschäftsführer arbeitete er als 

Wissenschaftlicher Mitarbeiter für 

zwei Bundestagsabgeordnete. 
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Am 24. März 1999 beschloss deshalb die damalige rot-grüne Regierung 

die stufenweise Umsetzung einer Ökologischen Steuerreform in Deutsch-

land. Konkret erhöhte sie die Energiesteuersätze und leitete einen Teil der 

Einnahmen in die Rentenversicherung um, so dass die Rentenbeiträge 

heute niedriger sind, als sie es sonst wären. Dadurch wurden Anreize zum 

Energiesparen und gleichzeitig – durch die Senkung der Lohnnebenkosten 

– Impulse für mehr Beschäftigung gesetzt. Die positiven Auswirkungen 

sehen in der Bilanz wie folgt aus: Die CO2-Emissionen sowie der Benzin-

verbrauch sind in Deutschland rückläufig, während die Nachfrage nach 

energiesparenden Produkten anstieg. Unternehmen forcierten Innovatio-

nen, etwa im Bereich des Autobaus, die Zahl der Fahrgäste im ÖPNV stieg 

an, während im Gegenzug die des motorisierten Individualverkehrs ab-

nahm. Die Branche der erneuerbaren Energien konnte Auftragszuwächse 

zum Teil im zweistelligen Bereich verzeichnen. Auf der anderen Seite hät-

te der Beitragssatz der gesetzlichen Rentenversicherung ohne Ökosteuer 

um 1,7 Prozentpunkte höher liegen müssen. Laut Berechnungen des 

Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung hat die Ökologische Steuerre-

form so bis zu 250.000 Arbeitsplätze in Deutschland geschaffen. 

Da Steuern auf Natur- und Ressourcenverbrauch in der Regel Mengen-

steuern sind, die anders als andere Steuern durch Inflation automatisch 

abgewertet werden, liegt der Anteil von umweltbezogenen Steuern heute 

aber nur noch bei 5,6 Prozent und damit schon wieder fast so niedrig wie 

vor der Ökologischen Steuerreform. 

Auch in anderen Ländern haben Umweltsteuern nur einen geringen Anteil 

an gesamten Staatseinnahmen. Dabei steht Deutschland, anders als es vie-

le wohl vermuten würden, noch schlechter dar als die meisten europäi-

schen Nachbarn. Andere Länder haben wesentlich früher mit der Einfüh-

rung von Ökosteuern begonnen und auch z.T. deutlich weitreichendere 

Maßnahmen umgesetzt – und damit gute Erfahrungen gemacht. Im Ver-

gleich zu anderen europäischen Staaten wie Großbritannien, Dänemark 

oder die Niederlande ist Deutschland, das sich gern als ökologischer Vor-

reiter sieht, bei der Besteuerung von Umwelt- und Ressourcenverbrauch 

recht zurückhaltend. Es liegt beim Anteil der Umweltsteuern am gesamten 

Steuer- und Abgabenaufkommen deutlich unter dem Schnitt der EU-

Länder (siehe Grafik). 
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In den USA, die sonst eher durch Blockadestrategien in Bezug auf Klimapoli-

tik von sich reden machen, gab es auf Seiten der Demokratischen Partei im 

Sommer dieses Jahres erste Versuche, ein Klima- und Energiegesetz mit öko-

fiskalischen Elementen zu versehen. Und selbst Schwellen- und Entwicklungs-

länder wie China und Vietnam haben die Notwendigkeit einer Ökosteuer 

erkannt und bringen derzeit entsprechende Gesetze auf den Weg. 

Erfreulicherweise hat auch die jetzige Schwarz-Gelbe Koalition die Not-

wendigkeit von ökologischen Steuern erkannt und einige ökofiskalische 

Elemente in ihr gerade beschlossenes Sparpaket zur Haushaltskonsolidie-

rung aufgenommen: die Einführung einer Luftverkehrsteuer und einer 

Steuer auf Kernbrennstoff sowie eine Reduzierung von bisherigen Ausnah-

men von der Ökosteuer für das produzierende Gewerbe. In den ersten 

Entwürfen war sogar noch die Ausweitung der LKW-Maut angedacht, ein 

Vorhaben, das aber aufgrund von technischen Umsetzungsproblemen vor-

erst wieder verschoben wurde. 

Die Luftverkehrsteuer (auch „Ticket Tax“) ist eine pauschale Steuer auf 

Flugtickets, für die je nach Distanz acht, 25 oder 45 Euro entrichtet werden 

müssen. Flüge aus dem Ausland nach Deutschland bleiben steuerfrei. 

Großbritannien und Frankreich haben bereits eine solche Ticket Tax, in 

Österreich ist ihre Einführung geplant. 

Beim Abbau der Ökosteuerausnahmen war ursprünglich unter anderem 

vorgesehen, dass das produzierende Gewerbe, das zur Zeit lediglich 

60 Prozent der Ökosteuern zahlt, künftig zumindest 80 Prozent der Steu-

ern zahlen müsse. Dieser Satz wurde im Gesetz nun lediglich auf 75 Pro-

zent angehoben. Unangetastet vom neuen Gesetz bleibt weiterhin  die 

generelle Befreiung energieintensiver Prozesse im Bereich der Glas-,  

Keramik-, Zement-, Kalk-, Baustoff-, Düngemittel- und Metall-

verarbeitenden Industrie. Insgesamt entstehen durch diese Art der Subven-

tion rund 5,3 Milliarden Euro Steuermindereinnahmen. Davon sollen nach 

den nun beschlossenen Änderungen etwa 0,5 Milliarden, also nicht einmal 

10 Prozent, abgebaut werden.  

Auch die Pläne für eine Kernbrennstoffsteuer sind letztlich deutlich abge-

mildert worden. Beschlossen wurde nunmehr ein Steuersatz von 145 Euro 

statt vormals 220 Euro pro Gramm Brennstoff vor. Angesichts von 204 Mil-

liarden Euro staatlicher Förderungen, mit denen zwischen 1950 und 2010 

die Atomindustrie subventioniert wurde, eine verschwindend geringe Sum-

me. Daran können auch die 200 bis 300 Millionen Euro, die die Energie-

konzerne jährlich zusätzlich in den Energie- und Klimafonds einzahlen sol-

len, nichts ändern.  

Jährlich gibt die Bundesrepublik Deutschland 48 Milliarden Euro für um-

weltschädliche Subventionen aus. Diese Summe wird durch die nun aktu-

ell beschlossen Maßnahmen gerade einmal um ca. 4 Milliarden Euro ver-

ringert. Auch wenn die einzelnen Schritte, die die deutsche Bundesregie-

rung in den letzten Monaten unternommen hat, in ihrer Ausgestaltung also 

am Ende zaghaft sind: Der Abbau von klimaschädlichen Subventionen 

stellt einen sinnvollen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung dar. So können 

fiskalische mit ökologischen Zielen sinnvoll verbunden werden. Dabei sind 

die hier diskutierten Elemente nur ein Teil dessen, was ökonomisch mög-

lich, ökologisch nötig und sozial gerecht ist. Es wird bei jeder einzelnen 

Maßnahme schwer sein, sie gegen die Interessen der Industrie und anderer 

Profiteure der jetzigen Regelungen durchzusetzen. Aber dieser Preis ist es 

wert gezahlt zu werden, geht es doch um die nachhaltige und verantwor-

tungsvolle Gestaltung unserer Gesellschaft, die zunehmend im globalen 

Kontext gedacht werden muss. Eine ökologisch-soziale Finanzreform ist die 

richtige Antwort auf die drängenden Fragen unserer Zeit! 
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Angesichts des aktuellen Budgetdefizits machte sich die Regierung wieder ein-

mal auf die Suche nach neuen Steuern. Fündig geworden sind die Koalitionspar-

teien dabei – typisch österreichisch - beim Vermögenszuwachs einerseits und 

bei den Treibstoffen (Auto und Flüge) andererseits. So richtig die Richtung dieser 

Besteuerung, so klein ist aber der Wurf, der der Regierung dabei gelungen ist.  

Natürlich ist der Verkehr ein wesentlicher Verursacher ökologischer Zerstö-

rung, vor allem des Klimawandels. Letztlich haben aber alle Produkte, die pro-

duziert und konsumiert werden, einen ökologischen Rucksack und tragen ih-

ren Teil zum globalen Wandel von Ökosystemen bei. Dazu kommt die globale 

Ungleichheit bei der Verursachung von Klimawandel, Artenverlust, Wüstenbil-

dung, Wasserknappheit etc.  

Um die weltweiten ökologischen Auswirkungen der Produktion und des Kon-

sums zu bewerten, ist es daher notwendig, den internationalen Handel einzu-

beziehen. Wir sprechen von „ökologischen Rucksäcken“, um den Umweltver-

brauch von der Ressourcenextraktion bis zur Entsorgung zu berechnen. 

Heute beträgt der weltweite Verbrauch bereits 60 Milliarden Tonnen pro Jahr 

–  um 50 % als 1980. Wenn sich gegenwärtige Trends fortsetzen, wird dieser 

Ressourcenverbrauch bis 2030 auf 100 Milliarden Tonnen anwachsen. Diese 

Ressourcenströme lassen sich auf einzelne Produkte beziehen (siehe Grafik).  

Ähnliches gilt auch für den CO2-Ausstoß. Während jede ÖsterreicherIn im 

Durchschnitt z.B. 9,3 Tonnen CO2 pro Jahr emittiert, sind wir über den Kon-

sum für 14,7 Tonnen pro Person und Jahr verantwortlich – etwa ein Drittel 

mehr als der EU-Durchschnitt. 

Entwicklungs- und Schwellen-

länder fordern mehr Verant-

wortung derjenigen, die diese 

Emissionen verursachen, also 

der KonsumentInnen. Das 

misst der CO2-Fußabdruck, der 

beispielsweise auf einigen Hof-

erProdukten bereits aufge-

druckt ist. Andere Handelsket-

ten wie REWE ziehen bereits 

nach. So ist der CO2-

Fußabdruck österreichischer 

Glashauserdbeeren etwa 200x 

größer als von im freien Land 

angebauten Erdbeeren. 

Relativ neu ist – aus USA und 

Frankreich kommend – die 

Überlegung, den CO2-Fuß-

abdruck als Steuerbemessungs-

grundlage zu verwenden. In die 

österreichische Diskussion wur-

den entsprechende Ideen von 

den Grünen in die politische 

Diskussion gebracht – allerdings 

ohne konkretes Konzept.  

„Der Staat soll rechnen wie 

REWE und Hofer“, meinte dazu 

etwa Klemens Riegler im  

STANDARD. 

Wenn wir Produkte mit einem Gewicht von  

sieben Kilogramm kaufen, kann der ökologische 

Rucksack bis zu 60 Kilogramm betragen Ein  

Kraftfahrzeug von 1,6 Tonnen hat einen Rucksack 

von rund 70 Tonnen, während eine CD einen 

Rucksack von zirka 1,6 Kilogramm mit sich trägt. 

Aber auch ein Computerdownload verbraucht  

Ressourcen durch den Material- und Energieauf-

wand des Computers und des Internets.  

Dr. Friedrich Hinterberger 

Jahrgang 1959, Studium der Volks-

wirtschaftslehre an der Johannes-

Kepler-Universität Linz, 1985-

1991 Wissenschaftlicher Mitarbei-

ter an der Justus-Liebig-Universität 

Gießen. Seit 1985 Lehrbeauftrag-

ter an Universitäten im In- und 

Ausland. 1993-2000 Mitarbeit am 

Wuppertal-Institut für Klima, Um-

welt, Energie, Leiter der Arbeits-

gruppe Ökologische Ökonomie 

und Ökologische Wirtschaftspoli-

tik. Seit 1999 Gründungspräsident 

des Sustainable Europe Research 

Institute. Vorstandsmitglied im 

Austrian Chapter des Club of Ro-

me. Arbeitsschwerpunkte: Ecologi-

cal Economics, Scenarios for sus-

tainable economies and societies, 

Lebensqualitätsforschung. 

Rucksäcke besteuern statt Autos? 

The Sustainable Europe Research 

Institute (SERI) is a Pan-European 

think tank exploring sustainable 

development options for European 

societies. It was set up in Septem-

ber 1999. 

www.seri.at/CarbonFootprintTax 
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Fiskalpolitik als Motor für eine 

zukunftsfähige Gesellschaft  

Die Fiskalpolitik ist das zentrale Steuerungsinstrumente des Staates für die Entwick-

lung von Wirtschaft und Gesellschaft.  

Wesentliche Ansatzpunkte hierfür sind der verstärkte Einsatz von ressourcen- und 

umweltbezogenen Steuern und die Verringerung der Einkommens- und Vermögens-

disparitäten innerhalb einer Gesellschaft. Das Steueraufkommen inkl. Sozialversiche-

rungsbeiträge beträgt in Österreich jährlich etwa 120 Mrd. Euro. Umweltbezogene 

Steuern nehmen mit 6% des Steueraufkommens (inkl. Sozialabgaben) eine unterge-

ordnete Bedeutung ein, wobei jedoch allein die Mineralölsteuer mit 3,8 Mrd. Euro 

zu den Staatseinnahmen beiträgt. Weitere nen-

nenswerte Beiträge zu den Umweltsteuern leis-

ten die Energieabgabe und Transportsteuern. 

Die Vermögensbesteuerung ist in Österreich mit 

einem Anteil von unter 2% im internationalen 

Vergleich gering.  

Eine signifikante Veränderung der Steuerbelas-

tung bewirkt eine Änderung der relativen Prei-

se. Höhere Steuern und Abgaben auf Ressour-

cen (v.a. Energie bzw. CO2) ermöglichen die 

Rücknahme von Förderungen zur Unterstüt-

zung „umweltfreundlicher“ Güter und entlasten 

damit die öffentlichen Budgets. Steuern stellen 

insofern ein effizientes Kommunikationsinstru-

ment dar, als der Informationsaufwand für Kon-

sumentInnen gering ist. Umwelteffekte drücken sich im Preis aus.  

Das im Rahmen des Zukunftsdialoges 2035 erarbeitete Ziel ist eine Halbierung der 

Belastung des Faktors Arbeit durch Steuern und Abgaben zu Lasten der Besteuerung 

des Ressourcenverbrauchs, des Finanzsektors und Vermögen bei gleichbleibender 

Belastungsquote sowie eine stärkere soziale Staffelung des Fiskalsystems.  

Die konkreten Schritte bestehen vor allem infolgendem:  

 Reduktion von lohn- und einkommensabhängigen Steuern und Abgaben, vor 

allem für niedrige und mittlere Einkommen, zur Erhöhung der Beschäftigung 

sowie der Reduktion sozialer Ungleichheiten  

 Die erhöhte Besteuerung natürlicher Ressourcen, insbesondere fossiler Energie-

träger, zur Erleichterung des Umstieges auf erneuerbare Ressourcen und zur Ak-

tivierung der Innovationskraft der Wirtschaft.  

 Die erhöhte Besteuerung von Vermögen bzw. Vermögenszuwächsen und des 

Finanzsektors zur Stärkung des Zusammenhalts der Gesellschaft. 

 Die Durchforstung steuerlicher Ausnahmen und die Rücknahme umweltkontra-

produktiver Förderungen. Diese sind oftmals historisch gewachsen, bevorzugen 

bestimmte Gruppen der Gesellschaft und/oder wirken ökologisch kontraproduktiv 

(z.B. Anschaffung Firmenauto, Flugbenzin, Agrardiesel, reduzierte MwST-Sätze).  

Ergänzend zu diesen Änderungen des Steuersystems wurde eine zukunftsfähige 

Budgetpolitik eingefordert. Gerade vor dem Hintergrund zukünftiger Herausforde-

rungen kommt im Sinne einer intergenerativen Gerechtigkeit einer langfristig orien-

tierten Budgetpolitik besondere Relevanz zu. Ein wesentlicher Schritt hierzu ist die 

Erreichung eines über den Konjunkturzyklus ausgeglichen Budgets durch Strukturre-

formen, Rücknahme von Ausgaben bzw. Ausnahmeregelungen und/oder erhöhte 

Steuereinnahmen. Staatliche Budgets sind darüber hinaus durch erhöhte  

Transparenz einer verstärkten Kontrolle durch die Öffentlichkeit zu unterziehen.  

Die große Mehrheit der befragten 

ExpertInnen stimmt einer Reduktion 

der Steuern auf Arbeit und eine Erhö-

hung der Steuern auf Ressourcen zu. 
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